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Weniger Polizei bei 
Fußballspielen gefordert
Magdeburg/Halle.  In der ver-
gangenen Fußballsaison sind bei 42 
Heimspielen des 1. FC Magdeburg 
und des Halleschen FC mehr als 
8500 Polizeibeamte eingesetzt 
worden – rund 200 Beamte pro 
Spiel. Das geht aus einer Antwort des 
Innenministeriums auf eine Anfrage 
der Linksfraktion hervor. Fraktions-
vorsitzende Eva von Angern forderte 
deshalb, dass die Polizei defensiver 
vorgehen müsse. Die Sicherheitslage 
beim Fußball sei stabil, Fangewalt 
im Stadion stelle keine große Ge-
fahr dar. Wie aus den Zahlen hervor-
geht, hat es 41 Verletzte im Um-
feld der Spiele gegeben. Auch der 
Vorsitzende der Deutschen Polizei-
gewerkschaft, Olaf Sendel, forderte 
ein Überdenken der Einsätze bei 
Fußballspielen.  dpa/nd

Musiker will 
Corona-Entschädigung
Karlsruhe.  Ein Berufsmusiker, der 
wegen Corona-Einschränkungen er-
hebliche Einnahmeverluste zu ver-
kraften hatte, klagt vor dem Bundes-
gerichtshof auf eine Entschädigung 
durch Baden-Württemberg. Am 
Donnerstag machte das Gericht 
deutlich, dass die Auftrittsverbote 
während des Lockdowns tatsächlich 
einen Eingriff ins Eigentumsrecht dar-
stellen könnten. Ob dieser rechts-
widrig war, sei aber fraglich. Die 
Corona-Maßnahmen seien geboten 
gewesen, um Leben und Gesundheit 
der Bevölkerung zu bewahren. Am 3. 
August fällt das Urteil. dpa/nd

Modellquartiere zur 
Armutsbekämpfung
Saarbrücken.  Das Saarland will eine 
stadtteilbezogene Armutsbekämpfung 
vorantreiben und dafür drei Modell-
quartiere entwickeln. Das Ziel sei, 
»nicht nur die Armut zu verwalten«, 
sagte Sozialminister Magnus Jung 
(SPD) am Donnerstag. Dazu sollen 
Bereiche wie Wohnungsmarkt, soziale 
Infrastruktur, Kita-Versorgung, Städte-
bau und Verkehr miteinander vernetzt 
und aufeinander abgestimmt werden. 
Mit einem solchen integrierten 
Konzept könne das Saarland bundes-
weit zum Vorreiter werden.  dpa/nd

Magere Bilanz von 
Aussteigerprogrammen
Düsseldorf.  Das nordrhein-west-
fälische Aussteigerprogramm »Spur-
wechsel« hat laut dem Innen-
ministerium seit 2001 in 198 Fällen 
eine Distanzierung vom Rechts-
extremismus bewirkt. Zu etwa 190 
Personen sei der Kontakt beendet oder 
eine »Begleitung abgelehnt« worden, 
heißt es in einer Antwort von NRW-
Innenminister Herbert Reul (CDU) auf 
eine AfD-Anfrage. Beim Aussteiger-
programm Islamismus seien 44 Fälle 
erfolgreich abgeschlossen worden. 
Das jüngste Aussteigerprogramm 
»Left« habe sich seit 2018 mit mehr 
als 60 Personen beschäftigt und die 
Arbeit bislang in zehn Fällen erfolg-
reich abgeschlossen.  dpa/nd

Lindner will Nato-Ziel 
erreichen
Berlin.  Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) will Deutsch-
lands Verteidigungsausgaben nicht 
wieder unter das Nato-Ziel von zwei 
Prozent der Wirtschaftsleistung fallen 
lassen, wenn das Sondervermögen 
für die Bundeswehr aufgebraucht 
ist. Das sagte Lindner in seinem am 
Donnerstag veröffentlichten Podcast. 
Es solle »in den nächsten Jahren sicht-
bare Aufwüchse« auch im eigentlichen 
Verteidigungshaushalt geben, um 
dies zu verhindern. Offen ist in der 
Haushaltsplanung bisher jedoch, was 
passiert, wenn das Sondervermögen 
aufgebraucht ist. Es würden dann laut 
Experten etwa 35 Milliarden Euro 
fehlen, um das Zwei-Prozent-Ziel zu 
erreichen. Lindners Finanzplan sieht 
bis 2027 bislang einen praktisch un-
veränderten regulären Verteidigungs-
haushalt von rund 52 Milliarden Euro 
vor.  AFP/nd

Ein Zusammenschluss des Wagenknecht-
Lagers verurteilt den Vorschlag der Lin-
ke-Vorsitzenden, mit Carola Rackete und 
Gerhard Trabert in den Europawahl-
kampf zu ziehen.

JANA FRIELINGHAUS

Es brauchte eine Weile, bis sich die Kritiker 
der Linke-Spitze, die sich im Was-tun-Netz-
werk zusammengeschlossen haben, zum Vor-
schlag der Bundesvorsitzenden für ein »Spit-
zenteam« zur Europawahl 2024 äußerten. 
Am Mittwochabend nun verbreitete der Ko-
ordinierungskreis des Netzwerks eine Stel-
lungnahme, in der er den Vorgang scharf als 
»Putsch von oben« verurteilt und behauptet, 
es sei an den zuständigen Gremien der Par-
tei vorbei agiert worden. Auch inhaltlich wird 
Kritik am Personalvorschlag geübt, insbeson-
dere an der Idee, mit Klima- und Seenotret-
tungsaktivistin Carola Rackete an der Spitze 
in den Europawahlkampf zu ziehen.

In dem Netzwerk haben sich diejenigen 
zusammengeschlossen, die viele Positionen 
Sahra  Wagenknechts  teilen,  insbesondere  
jene, dass sich die Linkspartei nicht mehr um 
die Armen, die Lohnarbeitenden und Margi-
nalisierten kümmere, sondern angeblich nur 
um die Interessen kleiner Gruppen, und dass 
sie »grüner« sein wolle als die Grünen.

In seiner Stellungnahme lässt der Koordi-
nierungskreis des Was-tun-Netzwerks, dem 
unter  anderem das  ehemalige  Bundesvor-
standsmitglied Ralf Krämer angehört, kein 
gutes Haar an dem am 17. Juli von den Lin-
ke-Vorsitzenden Janine Wissler und Martin 
Schirdewan präsentierten Quartett von Kan-
didaten zur Europawahl. Dem Vorschlag der 
Vorsitzenden zufolge sollen Schirdewan und 
Özlem Alev Demirel, die bereits seit 2019 die 
Linke im Europaparlament vertreten, 2024 
auf Platz 1 und 3 der Partei kandidieren. Auf 
Platz 2 möchten sie Carola Rackete sehen und 
auf Platz 4 Gerhard Trabert, der im vergange-
nen Jahr für die Linke für das Amt des Bun-
despräsidenten kandidierte.

Im Was-tun-Statement heißt es, die Vor-
sitzenden hätten ihren Vorschlag »ohne Ab-
sprache  mit  den  zuständigen  Parteigremi-
en« der Öffentlichkeit präsentiert und damit 
frühzeitig »Fakten geschaffen«. Weiter heißt 
es in der Stellungnahme: »Der Bundesaus-
chuss  der  Partei,  in  dessen  Kompetenzbe-
reich der Vorschlag für die Aufstellung einer 
Europaliste fällt, wurde faktisch kaltgestellt. 
Diesem bleibt nur noch die Wahl zwischen 
der Absegnung dieser putschartigen Aktion 
oder einen Eklat zu riskieren.« Dasselbe gel-
te für den Bundesparteitag, der im Novem-
ber die Kandidaten zur Europawahl bestim-
men wird. Es handelt sich mithin um einen 
»Putsch von oben«. Mit der »eigenmächtigen 
und satzungswidrigen ‚Installierung‘« werde 
»bewusst und absichtlich der Konflikt bis zur 
endgültigen Bruchlinie hin verschärft«, die 
Spaltung der Partei werde »faktisch von der 
Parteiführung vollzogen«.

Lars Peters, Pressesprecher des Linke-Bun-
desvorstands,  betonte  am  Donnerstag  ge-
genüber »nd«, die Vorwürfe seien »schlicht 
falsch«. Die Vorsitzenden hätten das übliche 
Prozedere eingehalten und ihren Vorschlag 
im Vorfeld nicht nur mit Landes- und Frak-
tionsvorsitzenden,  sondern  auch  mit  dem 
Bundesausschuss besprochen. Beim Bundes-

ausschuss können seit dem Frühjahr Kandida-
turen für die Europawahl eingereicht werden 
– und zwar noch bis zum 30. Juli. »Und natür-
lich haben auch die Vorsitzenden das Recht, 
Vorschläge zu machen«, sagt Peters. Gegen-

über »nd« hatte auch die frühere NRW-Land-
tagsabgeordnete Gunhild Böth, die Mitglied 
des Präsidiums des Bundesausschusses ist, er-
klärt, sie halte das Vorgehen der Vorsitzenden 
formal wie inhaltlich für richtig.

Die Wagenknecht-nahe Opposition kriti-
siert indes insbesondere die Entscheidung für 
Rackete, wenn auch mit etwas kryptischen 

Formulierungen. So heißt es in ihrer Stellung-
nahme: »Wenn die von Carola Rackete mus-
tergültig gelebte Solidarität mit den Opfern 
der EU-Abschottungspolitik  im Mittelmeer 
mit der Anschlussfähigkeit an die Kriegspoli-
tik der EU verbunden wird und wesentliche 
Teile der Begründungen für die Kriegspolitik 
der EU übernommen werden, dann wird jede 
Orientierung und die Reflexionsfähigkeit der 
Partei Die Linke verloren gehen.«

»Was tun« behauptet zudem, Rackete und 
»ihr Umkreis« würden eine Unterstützung des 
»ukrainischen Widerstands« fordern, was be-
deute, dass die Linke demnächst wohl »den 
Nato-Stellvertreterkrieg gegen Russland« un-
terstützen werde, in dem Russland im Febru-
ar 2022 in die Ukraine einmarschiert ist und 
seither größere Gebiete in deren Osten be-
setzt hält. Eine Pro-Nato-Position sei es, »wel-
che Carola Rackete und ihre Aktivisten mit 
Unterstützung der Parteivorsitzenden« der 
Linken »aufzwingen wollen«. Das sei eine »di-
rekte Aufforderung, mit unseren bisherigen 
internationalistischen,  antimilitaristischen  

und antiimperialistischen Positionen, wie sie 
im Erfurter Programm festgehalten sind, zu 
brechen«. Das werde zur »unumkehrbaren in-
nerparteilichen Spaltung führen«.

Das  Fazit  der  nach  eigener  Darstellung 
»linken Opposition« in der Partei: »Entwe-
der gelingt es noch, diesen Kurs aufzuhal-
ten, oder die Gründung von etwas Neuem 
wird unvermeidlich.«

Der Wagenknecht-Flügel ist gleichwohl der 
Meinung, dass »auch die linksliberalen Ver-
treter unserer Partei« zu den »Eliten« gehö-
ren, die sich »mittlerweile dem globalen Kapi-
tal zugehöriger fühlen als der Arbeiterklasse«.

Die  Autoren der  Stellungnahme wollen 
hingegen eine Partei, die »die Klassengesell-
schaft in jeder ihrer Ausprägungen sichtbar« 
macht, ihr den Kampf ansagt und »gezielt Ar-
beiterInnen anspricht, gewerkschaftliche Ak-
tivistInnen und nicht nur FunktionärInnen 
gewinnt«. Eine solche wollen sie selbst schaf-
fen – ein klarer Hinweis darauf,  dass man 
selbst nicht mehr lange mit einer »disrupti-
ven Neugründung« warten möchte.

»Was-tun-Netzwerk« der innerparteilichen Opposition wirft Vorsitzenden »Putsch« vor

 
»Entweder gelingt es noch, diesen 
Kurs der Linken aufzuhalten, oder 
die Gründung von etwas Neuem 
wird unvermeidlich.«

Erklärung des Netzwerks »Was tun« in der 
Linkspartei

Schweres Geschütz gegen Linke-Spitze

Feindbild der Linkskonservativen: Carola Rackete. Zu Kandidat Gerhard Trabert (links) ist ihnen noch nichts eingefallen.
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Anfang des Jahres wurde Abdullohi 
Shamsiddin nach Tadschikistan abge-
schoben und dort zu sieben Jahren Haft 
verurteilt. Ihm fehlen Medikamente, wie 
Unterstützer in Dortmund berichten.

DAVID BIEBER

Der Anfang des Jahres aus Dortmund nach Ta-
dschikistan abgeschobene Abdullohi Sham-
siddin befindet sich in seinem Herkunfts-
land in Isolationshaft. Er benötige dringend 
Asthma-Medikamente, dennoch gehe es ihm 
den Umständen entsprechend gut, berichtet 
Cornelia Suhan gegenüber »nd«. Sie gehört 
zum Dortmunder Unterstützerkreis für den 
Tadschiken, der Anfang des Jahres nach Du-
schanbe zurückgebracht worden war. Suhan 
beruft sich auf Auskünfte der Schwestern von 
Shamsiddin. Diese stünden mit ihm in un-
regelmäßigem Telefonkontakt. Eine Delega-
tion der deutschen Botschaft in Duschanbe 
habe den Mann zudem Mitte Juli besucht. 

Der Dortmunder Unterstützerkreis setzt 
sich dafür ein, dass Shamsiddin »zurückge-
holt« wird. Am 17. Juni hatte die Gruppe vor 
dem Bundestag und der Botschaft des zen-
tralasiatischen Landes in Berlin eine Mahn-
wache abgehalten. Neben Shamsiddins Ehe-

frau und seinem Sohn beteiligten sich rund 
ein Dutzend Menschen an der Aktion.

Abdullohi Shamsiddin ist der Sohn eines 
ranghohen Mitglieds der seit Herbst 2015 in 
Tadschikistan verbotenen Partei der Islami-
schen Wiedergeburt (PIW). Vor seiner Ab-
schiebung hatte er etwa 13 Jahre in Dort-
mund  gelebt.  Nach  Angaben  von  Suhan  
wurde  er  direkt  nach  seiner  Abschiebung 
verhaftet und Ende März zu sieben Jahren 
Strafhaft verurteilt – aus politischen Grün-
den. Im autoritären Tadschikistan gibt es kei-
ne Presse- und Meinungsfreiheit, Opposition 
wird nicht geduldet. Wie Shamsiddins Fall 
zeigt, werden auch Angehörige Oppositio-
neller verfolgt. Sein in Aachen lebender Va-
ter hingegen ist ein anerkannter Flüchtling.

Suhan kennt den Abgeschobenen seit vie-
len Jahren persönlich und steht mit den An-
gehörigen, die Flüchtlingsschutz in der EU 
erhalten  haben,  im  Austausch.  Abdullohi  
Shamsiddin wurde im Gegensatz zu ihnen 
kein Schutzstatus gewährt.  Die deutschen 
Asylbehörden hätten den »Schutzbedarf von 
Shamsiddin als nicht glaubwürdig« bewer-
tet, berichtet die 66-Jährige. Sie hätten ihre 
harte Haltung damit begründet, dass der Ta-
dschike in zwei zuvor abgelehnten Anträgen 

auf politisches Asyl falsche Angaben zu sei-
ner Identität gemacht hatte.

Tatsächlich hat Shamsiddin bis zum Feb-
ruar in Deutschland unter dem Namen Ab-
dullah Farhod gelebt. Dazu kommen Vorstra-
fen. 2012 wurde er wegen Vergewaltigung zu 
einer Jugendstrafe von 18 Monaten auf Be-
währung verurteilt. Zwei Jahre später wur-
de dem Tadschiken, der damals als Sozialbe-
treuer in der Flüchtlingsunterkunft Burbach 
im Siegerland arbeitete, als dort Wachleu-
te Migrant*innen einsperrten und misshan-
delten, zum Verhängnis, nicht eingeschritten 
zu sein. Wie andere Mitarbeitende auch war 
er wegen Freiheitsberaubung zu einer Geld-
strafe von 50 Tagessätzen zu 30 Euro verur-
teilt worden.

Cornelia Suhan räumt mit Blick auf die 
Vorstrafen  ein:  »Abdullohi  hat  Fehler  ge-
macht,  ja,  das  steht  außer  Frage,  auch,  
wenn er zu mir immer ehrlich war.« Mit der 
Verurteilung sei aber eine Straftat erledigt. 
»Abdullohi war seit 2015 ohne eine Straf-
tat und hat an sich gearbeitet und dies auch 
geschafft.« Dem Tadschiken steht also nach 
ihrer Ansicht eine zweite Chance zu. Aller-
dings ist es angesichts der Schwere der be-
straften Delikte nach dem Ausländergesetz 

schwierig bis unmöglich, eine neue Chance 
zu bekommen.

Wie  kam  es  zu  den  Falschangaben  bei  
der Identität und zur Vergewaltigung? »Aus 
Furcht  vor  Verfolgung  vor  dem tadschiki-
schen Regime, auch bei uns in Deutschland«, 
habe Shamsiddin in Deutschland unter fal-
schem Namen gelebt, sagt Suhan. Wäre er 
mit der falschen Identität abgeschoben wor-
den, wäre ihm die Verfolgung in Tadschikis-
tan vielleicht erspart geblieben, da er nicht 
als Sohn seines Vaters erkannt worden wäre, 
mutmaßt Suhan.

Was die Verurteilung wegen Vergewalti-
gung betrifft, meint die Unterstützerin, der 
Vorwurf  sei  falsch,  was  sich  freilich  nicht  
nachprüfen lässt. Suhan erzählt, Shamsid-
din sei vor vielen Jahren eine Beziehung zu 
einer russischen Frau eingegangen und habe 
nicht gewusst, dass sie verheiratet war. Nach-
dem das Verhältnis aufgeflogen sei, habe die 
Frau mit dem Vergewaltigungsvorwurf ihre 
Ehe retten wollen, meint Suhan. Shamsiddin 
war angezeigt worden, es kam zum Prozess, 
bei dem sich der damals noch junge Mann 
selber verteidigte. Und folglich nicht ganz 
verstand, was die Justiz von ihm wollte. Die 
Vorwürfe bestritt er vergeblich.

Abgeschobener Dortmunder in Isolationshaft. Unterstützer fordern, ihn nach Deutschland zurückzuholen

Hilferuf aus Tadschikistan
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